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Ja zum Lissabon-Vertrag - Grundsatzurteil des höchsten deutschen Gerichts bestätigt 
den EU-Reformvertrag

Der suedbadische CDU-Europaabgeordnete Dr. Andreas Schwab hat das positive Signal des 
Bundesverfassungsgerichts zum Vertrag von Lissabon begruesst: "Das ist ein klares Signal und 
ein "Ja" zu mehr Europa, aber nur wenn es demokratisch legitimiert ist. Eine 
Ueberarbeitung muss nun schnell eingeleitet werden, damit dieser wichtige Vertrag 
schnellstmoeglist ratifiziert werden kann."

Die Karlsruher Richter erklärten heute den Lissabon-Vertrag für mit dem Grundgesetz 
vereinbar, bemängelten aber demokratische Defizite. Die Richter fordern daher eine 
Nachbesserung des deutschen Begleitgesetzes, um dem Bundestag und dem Bundesrat mehr 
Mitspracherechte einzuräumen. Erst dann darf eine Ratifikation des Vertrages durch 
Deutschland erfolgen. 
"Das Bundesverfassungsgericht hat mit dem Urteil die Notwendigkeit einer institutionellen 
Reform der EU, wie sie der Lissabon-Vertag bedeutet, anerkannt. Dies ist ein wichtiges Signal 
für den Integrationsprozess und die Handlungsfähigkeit der EU", so Schwab. Der 
Europaabgeordnete wies darauf hin, dass die von den Richtern bemängelten demokratischen 
Defizite der EU gerade durch den Lissabon-Vetrag weiter abgebaut werden. "Der Vertrag sieht 
eine Stärkung des demokratisch gewählten Europäischen Parlaments vor und gibt erstmals den 
nationalen Parlamenten eine direkte Eingriffsmöglichkeit", so Schwab. "Wir brauchen diesen 
Vertrag fuer ein demokratischeres Europa."

Deutschland ist nun aufgefordert, möglichst rasch die Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts umzusetzen, damit der Vertrag 2010, eine Zustimmung der Iren bei 
der für Herbst anstehenden Volksabstimmung, vorausgesetzt, in Kraft treten kann.
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